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Jugendamt    

Sachgebiet Besondere Soziale Dienste 

 
Nach den Vorgaben der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) sind wir dazu verpflichtet, Sie über die 

Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch das oben genannte Amt des Landratsamtes Rastatt 

aufzuklären. Im Folgenden möchten wir der Informationspflicht gemäß Artikel 13 DSGVO nachkommen.  

 

1. Verarbeitung personenbezogener Daten 

 

1.1 Zwecke der Verarbeitung personenbezogener Daten 

Der Landkreis Rastatt, vertreten durch das Jugendamt – Sachgebiet Besondere Soziale Dienste – 

verarbeitet personenbezogene Daten zur Erbringung von vertraglichen Leistungen oder wenn dies 

zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen erforderlich ist, die auf Ihre Anfrage erfolgen. Ihre 

Daten werden zu folgendem Zweck erhoben: 

 Anmeldung und Teilnahme an der Zeltfreizeit 

 Foto- und Videoaufnahmen für das interne Archiv und für die Öffentlichkeitsarbeit 

Hierzu zählen auch Beratungen und die Bearbeitung individueller Anliegen. In diesem Zusammen-

hang werden personenbezogene Daten auch zu statistischen Zwecken verarbeitet.  

 

1.2 Grundlage der Verarbeitung 

Die Rechtsgrundlage zur Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten ergibt sich aus Artikel 6 Ab-

satz 1 Buchstabe b DSGVO sofern die Verarbeitung für die Erfüllung eines Vertrags oder zur Durch-

führung vorvertraglicher Maßnahmen erforderlich ist, die auf Anfrage von Ihnen erfolgen. Sofern ei-

ne Einwilligung von Ihnen vorliegt, ergibt sich die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung Ihrer perso-

nenbezogenen Daten aus Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a i.V.m. Artikel 7, 8 DSGVO. Weitere Rechts-

grundlage kann Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f DS-GVO ("Berechtigte Interesse") sein. Dieses liegt vor, wenn 

die Verarbeitung zur Wahrung unserer berechtigter (insbesondere rechtlicher oder wirtschaftlicher) 

Interessen oder eines Dritten erforderlich ist, sofern nicht die gegenläufigen Interessen oder Rechte 

von Ihnen überwiegen. Sofern erforderlich und gesetzlich zulässig, verarbeiten wir Ihre Daten über 

die eigentlichen Vertragszwecke hinaus zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen gemäß Art. 6 Abs. 1 

lit. C DSGVO.  

 

1.3 Übermittlung der personenbezogenen Daten  

Wir geben Ihre personenbezogenen Daten innerhalb unserer Behörde ausschließlich an die Bereiche 

und Personen weiter, die diese Daten zur Erfüllung der vertraglichen und gesetzlichen Pflichten bzw. 

zur Umsetzung unseres berechtigten Interesses benötigen. 

 

Eine Datenweitergabe an Empfänger außerhalb unserer Behörde erfolgt soweit gesetzliche Bestim-

mungen dies erlauben oder gebieten, die Weitergabe zur Abwicklung und somit zur Erfüllung des 

Vertrages oder, auf Ihren Antrag hin, zur Durchführung von vorvertraglichen Maßnahmen erforder-

lich ist oder wir zur Erteilung einer Auskunft befugt sind. Unter diesen Voraussetzungen können 

Empfänger personenbezogener Daten sein:  

Regierungspräsidium Karlsruhe für die Gewährung eines Zuschusses zur Teilnahme an einer Jugen-

derholungsmaßnahme für finanziell schwächer Gestellte 
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1.4 Berechtigte Interessen für die Verarbeitung der Daten nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe 

f DSGVO 

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt nur bei berechtigtem Interesse des 

Verantwortlichen oder eines Dritten. Zum Zweck der Anmeldung und Teilnahme an der Zeltfreizeit 

des Teams Jugendarbeit und Jugendschutz. Sollten die Interessen, Grundrechte und Grundfreiheiten 

der betroffenen Person überwiegen, werden die personenbezogenen Daten nicht an Dritte 

weitergegeben. Insbesondere dann, wenn es sich bei der betroffenen Person um ein Kind handelt.  

 

2. Dauer der Speicherung / Löschungsfristen 

Ihre personenbezogenen Daten werden so lange gespeichert, wie es für eine abschließende Bearbei-

tung Ihres Anliegens notwendig ist. Schließlich richtet sich die Speicherdauer auch nach den gesetz-

lichen Verjährungsfristen, die z. B. nach den §§ 195 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) in der 

Regel drei Jahre, in gewissen Fällen aber auch bis zu dreißig Jahre betragen können. Eine Speiche-

rung kann jedoch über die angegebene Zeit hinaus im Falle einer (drohenden) Rechtsstreitigkeit mit 

Ihnen oder eines sonstigen rechtlichen Verfahrens erfolgen oder wenn die Speicherung durch ge-

setzliche Vorschriften, denen wir als Verantwortlicher unterliegen (z. B. § 257 HGB, § 147 AO), vor-

gesehen ist. Wenn die durch die gesetzlichen Vorschriften vorgeschriebene Speicherfrist abläuft, er-

folgt eine Löschung der personenbezogenen Daten, es sei denn, dass eine weitere Speicherung 

durch uns erforderlich ist und dafür eine Rechtsgrundlage besteht. 

 

3. Betroffenenrechte 

 

3.1 Recht auf Widerruf Ihrer Einwilligung (Artikel 7 DSGVO) 

Sie haben das Recht, Ihre erteilte Einwilligung jederzeit und ohne Angabe von Gründen zu widerru-

fen. Durch den Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der auf Grund der Einwilligung bis 

zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. 

 

3.2 Auskunftsrecht (Artikel 15 DSGVO) 

Sie haben das Recht von uns eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob Sie betreffende personen-

bezogene Daten verarbeitet werden. Ist dies der Fall, so haben Sie ein Recht auf Auskunft über die 

Verarbeitung. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften der §§ 9, 13, Abs. 4, 14 Abs. 2, 16 Abs. 1 LDSG 

dem Auskunftsrecht entgegenstehen. 

 

3.3 Recht auf Berichtigung/Löschung/Einschränkung der Verarbeitung (Artikel 16-19 DSGVO) 

Sie haben das Recht, von uns zu verlangen, dass 

o Sie betreffende unrichtige personenbezogene Daten unverzüglich berichtigt werden (Recht auf 

Berichtigung - Artikel 16 DSGVO) sofern nicht die Vorschriften der §§ 13 Abs. 4, 14 Abs.3 LDSG 

diesem Berichtigungsrecht entgegenstehen, 

o Sie betreffende personenbezogene Daten unter den Voraussetzungen des Artikels 17 DSGVO 

unverzüglich gelöscht werden (Recht auf Löschung) sofern nicht die Vorschrift der § 10 LDSG 

dem Recht auf Löschung entgegensteht und 

o die Verarbeitung unter den Voraussetzungen des Artikels 18 DSGVO eingeschränkt wird (Recht 

auf Einschränkung der Verarbeitung) sofern nicht die Vorschriften der §§ 13 Abs. 4, 14 Abs. 3 

LDSG diesem Recht auf Einschränken der Verarbeitung entgegenstehen; 

 

3.4 Recht auf Datenübertragbarkeit (Artikel 20 DSGVO) 

Erfolgt die Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten auf Grundlage einer Einwilligung 

oder auf einem Vertrag, steht Ihnen unter den Voraussetzungen des Artikels 20 DSGVO ein Recht 

auf Datenübertragung zu sofern nicht die Vorschrift des § 14 Abs. 3 LDSG diesem Recht entgegen-

steht. 
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3.5 Widerspruchsrecht (Artikel 21 DSGVO) 

Erfolgt die Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten auf Grundlage des Artikels 6 

Abs. 1 Buchstabe e oder f DSGVO, steht Ihnen unter den Voraussetzungen des Artikels 21 DSGVO 

ein Widerspruchsrecht zu sofern nicht die Vorschriften der §§ 13 Abs. 4, 14 Abs. 3 LDSG diesem 

Recht entgegenstehen 

 

3.6 Beschwerderecht (Artikel 77 DSGVO) 

Sind Sie der Ansicht, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen 

die DSGVO verstößt, haben Sie, unbeschadet anderer Rechtsbehelfe, das Recht auf Beschwerde bei 

einer Aufsichtsbehörde. 

 

Kontakt: 

Landesbeauftragter für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Baden-Württemberg 

Adresse: Lautenschlagerstraße 20, 70173 Stuttgart 

Telefon: 0711 6155410 

E-Mail: poststelle@lfdi.bwl.de  

 

4. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 

Landratsamt Rastatt, Am Schlossplatz 5, 76437 Rastatt, 

vertreten durch den Landrat 

landrat@landkreis-rastatt.de oder Telefon 07222 381-1001 

 

5. Unser*e Datenschutzbeauftragte*r 

Unsere*n Datenschutzbeauftragte*n erreichen Sie unter 

datenschutz@landkreis-rastatt.de oder Telefon 07222 381-1093 
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